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Abstract
Die Präventionsberichterstattung ist in § 20d Sozialgesetzbuch (SGB) V gesetzlich festgeschrieben. Neben Daten 
zur Zielgruppe, den Zugangswegen und der Ausgabenhöhe liegt ein Schwerpunkt auf der Analyse und Bewertung 
der Wirkungen von Maßnahmen zur Prävention und Gesundheitsförderung (Wirkungsevaluation). Diese Zielset-
zung ist mit spezifischen Herausforderungen verbunden, für die im folgenden Beitrag Lösungsansätze aufgezeigt 
werden.
Gesetzlicher Hintergrund zum Nationalen 
Präventionsbericht 
Die gesetzliche Grundlage für die Nationale Präven-
tionsstrategie bildet § 20d Sozialgesetzbuch (SGB) V. 
Die Strategie umfasst bundeseinheitliche, trägerüber-
greifende Rahmenempfehlungen zur Gesundheitsför-
derung und Prävention und die Erstellung eines Berichts 
über die Entwicklung. Die Träger der Nationalen Prä-
ventionskonferenz  werden beauftragt, in den Bundes-
rahmenempfehlungen „gemeinsame Ziele, vorrangige 
Handlungsfelder und Zielgruppen“ zu vereinbaren. 
Alle vier Jahre ist ein Präventionsbericht zu erstellen 
(erstmals 1.07.2019) und dem Bundesministerium 
für Gesundheit zuzuleiten. Den Ländern wird die Mög-
lichkeit gegeben, regionale Erkenntnisse aus ihrer 
Gesundheitsbericht erstattung für den Bericht zur Ver-
fügung zu stellen. 
Die Nationale Präventionskonferenz hat in den am 
19.02.2016 verabschiedeten Bundesrahmenempfehlun-
gen zum Präventionsgesetz die gemeinsamen Ziele 
„Gesund aufwachsen“, „Gesund leben und arbeiten“ und 
„Gesund im Alter“ festgelegt. Für diese Handlungsfelder 
sollen im nationalen Präventionsbericht Daten zu Ziel-
gruppen, Zugangswegen, Qualitätssicherung, Koopera-
tionen sowie zu den Höhen der Ausgaben dargestellt 
werden.
Eckpfeiler in Hamburg
In Hamburg sollen bewährte Ansätze und Kooperatio-
nen des „Paktes für Prävention“ [1] mit seinen lebens-
phasenbezogenen Rahmenprogrammen sowie der 
„ArbeitsschutzPartnerschaft“ [2] mit ihren Aktivitäten zur 
Prävention in und mit Betrieben, Schulen sowie Berufs-
schulen fortgeführt werden. Einen hohen Stellenwert hat 
hierbei die Dokumentation, Evaluation und Qualitätssi-
cherung. Daneben werden sowohl Daten der Landes- 
Gesundheitsberichterstattung als auch des Berichts über 
„Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit“ der Bundes-
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin [3] sowie 
Ergebnisse und Ziele der Gemeinsamen Deutschen 
Arbeitsschutzstrategie [4] einbezogen. Alle vier Jahre 
wird – analog zum Präventionsbericht des Bundes – ein 
Hamburger Gesundheitsförderungs- und Präventions-
bericht veröffentlicht werden.
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Modellen auf andere Interventionsansätze zu übertra-
gen. Ziel ist die Entwicklung konsentierter, zwischen den 
Akteuren abgestimmter Evaluationsleitlinien und, sofern 
möglich, Evaluationsindikatoren. Hierfür sollten spezi-
fische, an den jeweiligen Handlungsfeldern und Hand-
lungsansätzen ausgerichtete Indikatoren zur Messbar-
keit der Prozess- und Ergebnisqualität zentraler Vorhaben 
und Projekte genutzt werden.
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Allgemeine Bedeutung für die Gesundheitsbericht-
erstattung
Über die aus dem Präventionsgesetz ableitbaren Anfor-
derungen an das Berichtswesen, die Qualitätssicherung 
und die Nutzung der Ergebnisse aus der Gesundheits-
berichterstattung ergibt sich per se kein Paradigmen-
wechsel, da die Beeinflussbarkeit durch Präventions-
maßnahmen bei der Auswahl von Indikatoren für die 
Gesundheitsberichterstattung schon immer berücksich-
tigt wurde. Über das Präventionsgesetz wird allerdings 
die Perspektive der Überprüfung der Wirksamkeit von 
Maßnahmen, im Sinne der Ergebnisevaluation, als Leit-
linie verstärkt eingefordert.
Herausforderungen und Lösungsansätze
Bei der Beurteilung von Gesundheit muss grundsätzlich 
berücksichtigt werden, dass neben objektiv messbaren 
Werten auch subjektive Einschätzungen eine wichtige 
Rolle spielen. Zu den besonderen Herausforderungen 
der Präventionsberichterstattung zählt, dass die Wirk-
samkeit von Interventionen schwer zu ermitteln ist und 
dass mögliche Effekte durch gesundheitsfördernde Maß-
nahmen in der Regel nur langfristig gemessen werden 
können. Zudem sind vorliegende Evaluationsergebnisse 
selbst selten standardisiert und kaum vergleichbar.
Eine wichtige Voraussetzung für erfolgreiche Präven-
tion und Gesundheitsförderung liegt darin, sogenannte 
Gelingensbedingungen zu identifizieren: Es gilt, Struk-
turen und Prozesse einer gesundheitsfördernden Inter-
vention zu erkennen und zu sichern, die (plausibel) für 
den Erfolg einer Intervention verantwortlich gemacht 
werden können, und diese im Sinne von Best-Practice- 
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